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Einleitung 
 
 

A. Problemaufriss 
 

Sowohl das ökonomische als auch das soziale Gefälle zwischen den Industriestaa-
ten und der Dritten Welt wird zunehmend größer. In den Industriestaaten wird dem 
Ausbau des Wohlstandes und der Friedenssicherung, nicht zuletzt zur Schaffung 
eines krisensicheren Raums, hohe Priorität zugemessen. Hingegen beherrschen in 
den Dritte-Welt-Ländern Umweltkatastrophen, Hungersnöte und Bürgerkriege den 
Alltag. Die Entwicklung des wirtschaftlichen Wachstums, des sozialen Friedens und 
des menschenwürdigen Daseins sind gelähmt und zerstört. Auch drohende Men-
schenrechtsverletzungen und Verfolgungen treiben immer mehr Menschen zur Flucht 
in eine Welt, in der sie sich eine bessere Zukunft erhoffen. Sie versuchen, in einem 
westlichen Industriestaat ein dauerhaftes Bleiberecht zu erlangen. Deutschland war 
seither und ist immer noch als Zielland sehr begehrt. Die Bundesrepublik besitzt eine 
der umfassendsten Asylgesetzgebungen Europas, was man im Wesentlichen auf die 
Erfahrungen und schmerzlichen Erinnerungen an die Verfolgungen durch das Nazi-
Regime zurückführen kann.1 Das deutsche Ausländer- und Asylrecht bietet zum 
einen Schutz für das individuelle Einzelschicksal und zum anderen der Regierung die 
Möglichkeit, Anordnungen als Schutz für bestimmte aktuelle Flüchtlingsgruppen zu 
treffen. Auch der an internationalen Standards orientierte Abschiebungsschutz erhöht 
die Chancen auf ein Bleiberecht.  

Hervorzuheben ist Art. 16 a Abs. 1 GG als zentrale Norm für den individuellen 
Flüchtlingsschutz. Die deutsche Verfassung enthält in Art. 16 a GG einen subjektiven 
Asylrechtsanspruch.2 Er bestimmt: „Politisch Verfolgte genießen Asylrecht.“ Hierbei 
handelt es sich um ein Grundrecht auf Asyl, welches durch eine Änderung von 19933 
nicht nur unwesentlich eingeschränkt wurde, jedoch in seinem Verfassungsrang un-
angetastet blieb.4  

                                                           
1  Aus diesem Grund kommt der BRD z.B. auch bei der europäischen Harmonisierung des 

Asylrechts eine zentrale Bedeutung zu. Zu den neueren Entwicklungen im europäischen 
Asyl s. Wollenschläger, EuGRZ 2001, S. 354 ff. 

2  Siehe dazu: Göbel-Zimmermann, Asyl- und Flüchtlingsrecht, Rn. 38. 
3  Gesetz vom 28.06.1993 (BGBl. I S. 1002). Zur Entstehungsgeschichte der Änderung vgl. 

Renner, NVwZ 1994, S. 452. Sie ging auf eine Vereinbarung der damaligen CDU/CSU 
Fraktion, der FDP und der SPD vom 06.12.1992 (abgedruckt in ZAR AKTUELL Nr. 
4/1992, S. 3). 

4  Diese Änderung wurde vielfach kritisiert. Hier einige Beispiele aus der umfangreichen 
Literatur: Wollenschläger/Schraml, JZ 1994, S. 61 ff.; Wollenschläger/Herler, Das Asyl-
recht 1997, S. 591 ff.; Roth, ZAR 1998, S. 54 ff, der zum Schluss feststellt, dass das 
Grundrecht durch die Änderung entscheidend an Substanz verloren hat. Vgl. zum Verfas-
sungsrang: Renner, Kommentar zum Ausländerrecht, Art. 16 a GG Rn. 12.   
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Neben der Asylgesetzgebung, basierend auf Art. 16 a GG, wird das deutsche  
Asyl- und Flüchtlingsrecht maßgeblich durch die völkerrechtlichen Vorgaben der 
Genfer Flüchtlingskonvention von 19575 bestimmt.6 Art. 1 A Abs. 2 GFK i.V.m. Art. 
I Abs. 2 des Protokolls von 19677 enthält eine Definition des Begriffes Flüchtling. 
Demnach wird als Flüchtling im Sinne der Konvention eine Person angesehen, die 
„infolge von Ereignissen, die vor dem 1. Januar 1951 eingetreten sind und aus der 
begründeten Furcht vor Verfolgung wegen ihrer Rasse, Religion, Nationalität, 
Zugehörigkeit zu einer sozialen Gruppe oder wegen ihrer politischen Überzeugung 
sich außerhalb des Landes befindet, dessen Staatsangehörigkeit sie besitzt, und den 
Schutz des Landes nicht in Anspruch nehmen kann oder wegen dieser Befürchtungen 
nicht in Anspruch nehmen will; oder die sich als Staatenlose infolge solcher Ereig-
nisse außerhalb des Landes befindet, in welchem sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
hatte und nicht dorthin zurückkehren kann oder wegen der dort erwähnten Befürch-
tungen nicht dorthin zurückkehren will.“ 

Daneben enthält die besagte Genfer Konvention das bedeutsame Abschiebungs-
verbot gem. Art. 33 GFK. Nach dieser Vorschrift darf ein Flüchtling, der die Feststel-
lung im Sinne der GFK erlangt hat, nicht in ein Land abgeschoben werden, in dem 
sein Leben oder seine Freiheit wegen seiner Rasse, Religion, Staatsangehörigkeit, 
seiner Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen seiner politi-
schen Überzeugung bedroht sein würde.  

Daneben gewähren § 60 AufenthG und § 60 a Abs. 1 AufenthG (§ 53 und § 54 
AuslG 1990)8 humanitären Abschiebungsschutz aus anderen Gründen als einer dro-
henden politischen Verfolgung. § 60 AufenthG (§ 53 AuslG 1990) bietet Schutz im 
Einzelfall insbesondere bei drohender Folter, Todesstrafe, unmenschlicher Behand-
lung und anderen erheblichen konkreten Gefahren für Leib, Leben oder Freiheit.  

Als gruppenbezogener Abschiebungsschutz räumt dagegen § 60 a AufenthG  
(§ 54 AuslG 1990) der obersten Landesbehörde die Möglichkeit ein, aus völkerrecht-
lichen und humanitären Gründen oder zur Wahrung politischer Interessen der Bun-
desrepublik Deutschland anzuordnen, dass die Abschiebung von Ausländern aus 
bestimmten Staaten oder in sonstiger Weise bestimmte Ausländergruppen allgemein 
für die Dauer von sechs Monaten ausgesetzt wird.  

                                                           
5  Abkommen über die Rechtsstellung der Flüchtlinge v. 28.07.1951, BGBl. 1953 II S. 559, 

abgedruckt in Schiedermair/ Wollenschläger, Handbuch des Ausländerrechts, 3 E IV.  
S. 1.  

6  Als Vertragsstaat hat sich Deutschland an die Vorgaben der Genfer Konvention völker-
rechtlich gebunden. Ausführlich dazu Klos, ZAR 2000, S. 202. 

7  Protokoll vom 31.01.1967, BGBl. 1969 II S. 1293, abgedruckt in Schiedermair/  
Wollenschläger, Handbuch des Ausländerrechts, 3 E IV. S. 25. 

8  Die Vorschrift des alten § 53 AuslG 1990  findet sich nun in § 60 AufenthG wieder. § 60 
a Abs. 1 AufenthG übernimmt die Regelung des § 54 AuslG 1990. Die Rechtslage sollte 
inhaltlich im Wesentlichen gleich bleiben (BT-Drs. 15/420 S. 91 hinsichtlich § 60 Auf-
enthG; die Vorschrift des § 60 a AufenthG wurde im Vermittlungsverfahren neu einge-
fügt.) 
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Um z.B. Massenfluchten in Bürgerkriegssituationen besser gerecht zu werden, 
regelten die §§ 32  bis 33 AuslG 1990 Tatbestände für Ausländer- oder Kriegsflücht-
linge, nach denen auf Anordnung des Bundes und/oder der Länder  ein vorüberge-
hender Aufenthalt ermöglicht werden konnte. Diese Vorschriften finden sich nun 
sinngemäß in den §§ 22, 23 und 24  AufenthG wieder.9  

Ist die Gewährung von politischem Asyl oder einem sonstigen legalen Aufent-
haltstitel von vornherein aussichtslos, versuchen Flüchtlinge häufig mit Hilfe von 
Schleuserbanden illegal in westliche Länder einzureisen. Besteht auch nur die kleins-
te Chance auf Asylanerkennung, stellen sie einen Asylantrag in dem Land, welches 
sie nach ihrer langen und teilweise sehr strapaziösen Reise erreichen. Asylverfahren 
und anderen ausländer-rechtlichen Verfahren stellen hierbei letztlich nur fest, ob der 
betroffene Ausländer ein Bleiberecht erhält oder wieder ausreisen muss. Kehrseite 
des Rechts zum Bleiben ist daher immer die Pflicht, im Falle einer ablehnenden Ent-
scheidung auszureisen. Asylantrag und Rückführung sind somit eng miteinander 
verknüpft. Die Zahlen der in den Jahren 1998-2004 gestellten folgende Asyl- und 
Folgeanträge sind im Folgenden dargestellt: 

 
1989   � 143.429,  
1999   � 138.319, 
2000   � 117.648,10  
2001   � 118.306,11   
2002   � 91.471,12  
2003   � 67.84813 
2004   � 50.15214 
2005   � 42.90815 
 
Bis November des Jahres 2006 wurden vom Bundesamt für Migration und 

Flüchtlinge 19.472 Asylanträge gemeldet.16 Von diesen Asyl- und Folgeantragstellern 
ist die Quote derer, die auf dem Wege der Asylanerkennung oder Flüchtlingsfeststel-
lung einen legalen Aufenthaltstitel erhalten, verschwindend gering. 

                                                           
9  BT-Drs. 15/420, S. 77, 78. 
10  von Pollern, ZAR 2001, S. 76. 
11  Vgl.  von Pollern, ZAR 2002, S. 106. 
12  Zahlen aus: von Pollern, ZAR 2003, S. 103. 
13  S. von Pollern, ZAR 2004, S. 107.  
14  Statistik des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge, http://www.bamf.de/ template/ 

statistik/anlagen/hauptteil/_1_auflage_12.pdf. 
15  S. Fn. 14. 
16  S. Fn. 14. 


